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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
26. Mai 2004 

Az: B 12 AL 4/03 R 

 

 

 
..........................................................................................................................., 
 
 

Klägerin und Revisionsbeklagte, 
 
Prozessbevollmächtigte:   .................................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Revisionsklägerin, 
 
 
beigeladen: 
 
1.  Landesversicherungsanstalt Baden-Württemberg, 

Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
2.  AOK Baden-Württemberg - Bezirksdirektion Reutlingen, 

Konrad-Adenauer-Straße 23, 72762 Reutlingen. 
 

 

 

 

 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom  

26. Mai 2004 durch den Vorsitzenden Richter   Dr.  P e t e r s ,   die Richter 

Prof. Dr.  S c h l e g e l   und   Dr.  B e r n s d o r f f   sowie die ehrenamtlichen 

Richter   K o v a r   und   K o c h 

für Recht erkannt: 
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Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Baden- 

Württemberg vom 19. März 2003 aufgehoben.  

 

Die Berufung der Klägerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Reut- 

lingen vom 26. April 2000 wird zurückgewiesen. 

 

Außergerichtliche Kosten sind auch im Berufungs- und im Revisionsverfahren  

nicht zu erstatten. 

 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist die Versicherungspflicht der Klägerin in der Kranken- und der Rentenversiche-

rung. 

 

Die 1959 geborene Klägerin ist abgesehen von einer Beschäftigung als Haushaltshilfe 

(18. bis 23. März 1999) und einer Rehabilitationsmaßnahme (15. Dezember 1999 bis 

25. Januar 2000) seit Februar 1998 arbeitslos. Sie bezog von der Bundesanstalt für Arbeit 

(BA), heute der beklagten Bundesagentur für Arbeit, zunächst Arbeitslosengeld (Alg) und 

Unterhaltsgeld (Uhg) sowie bis Ende Februar 1999 erneut Alg. Vom 1. bis 17. März 1999, 

vom 29. März bis 14. Dezember 1999 und vom 26. Januar bis 28. Februar 2000 nahm sie 

an einer von der BA nach § 10 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung 

(SGB III) geförderten, von der Caritas als Träger durchgeführten Maßnahme der freien 

Förderung teil. Die BA erstattete der Caritas die Lehrgangskosten. Der Klägerin bewilligte 

sie während der freien Förderung eine "monatliche Unterhaltsleistung" in Höhe des zuvor 

gezahlten Alg, die Erstattung ihrer Fahrkosten sowie ihrer Beiträge für eine freiwillige 

Krankenversicherung, die sie unmittelbar an die Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK) 

zahlte. Weiter sagte sie der Klägerin zu, auf Nachweis die Beiträge zur freiwilligen Ren-

tenversicherung zu erstatten (Bescheide vom 22. März 1999 und vom 15. April 1999). Die 

Klägerin legte gegen den Bescheid vom 15. April 1999 Widerspruch ein. Sie wolle in der 

Kranken- und der Rentenversicherung pflichtversichert sein, weil sie wegen der Überwei-

sungen der Beklagten an die AOK ständig Unannehmlichkeiten habe. Die BA wies den 

Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 21. Oktober 1999 zurück. Bei einer Maß-

nahme nach § 10 SGB III seien keine Pflichtbeiträge zu zahlen.  

 

Die Klägerin hat Klage erhoben und beantragt, die BA zu verurteilen, an Stelle freiwilliger 

Beiträge Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung für 
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sie zu entrichten. Das Sozialgericht (SG) hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 26. April 

2000 abgewiesen. Die Klage sei hinsichtlich der Beiträge zur Pflegeversicherung unzuläs-

sig, da die Klägerin als freiwilliges Mitglied einer Krankenkasse in der sozialen Pflegever-

sicherung pflichtversichert sei. Im Übrigen sei die Klage unbegründet.  

 

Die Klägerin hat Berufung eingelegt. Während des Berufungsverfahrens hat die BA für sie 

Beiträge an die Landesversicherungsanstalt (LVA) für nicht bereits mit Pflichtbeiträgen 

belegte Kalendermonate entrichtet und der Klägerin erneut für die Zeit vom 26. Januar bis 

29. Februar 2000 nach § 10 SGB IIII eine Unterhaltsleistung, Fahrkosten und die Über-

nahme ihrer Beiträge zur freiwilligen Rentenversicherung bewilligt (Bescheid vom 

24. Februar 2000). Das Landessozialgericht (LSG) hat die LVA (Beigeladene zu 1) und 

die AOK (Beigeladene zu 2) beigeladen. Es hat mit Urteil vom 19. März 2003 den Ge-

richtsbescheid des SG aufgehoben und unter Abänderung des angefochtenen Beschei-

des der Beklagten festgestellt, dass die Klägerin vom 29. März bis 14. Dezember 1999 

und vom 26. Januar bis 29. Februar 2000 in der Kranken- und Rentenversicherung 

pflichtversichert war. Zwar habe ihr während der Maßnahme weder Alg noch Uhg zuge-

standen noch habe sie in einem Beschäftigungsverhältnis oder einer Arbeitsbeschaf-

fungsmaßnahme gestanden. Die Maßnahme habe den Zweck gehabt, die Klägerin im 

Rahmen eines erweiterten "Trainingsprogramms" wieder auf die Anforderungen des 

ersten Arbeitsmarktes vorzubereiten. Soweit in § 5 Abs 1 Nr 2 des Fünften Buches Sozial-

gesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V) und § 3 Satz 1 Nr 3 des Sechs-

ten Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI) bei Bezug von 

Uhg Versicherungspflicht eintrete, gelte dies nicht nur für das Uhg iS des § 153 SGB III, 

sondern auch, wenn im Rahmen einer freien Förderung "eine Art von Unterhaltsgeld" ge-

zahlt werde. Dies sei hier der Fall. Die der Klägerin gewährte Unterhaltsleistung entspre-

che dem grundsätzlichen Ziel des Uhg. Nur so könnten Lücken in der Versicherungs-

pflicht vermieden werden.  

 

Die Beklagte hat Revision eingelegt und eine Verletzung des § 5 Abs 1 Nr 2 SGB V, des 

§ 3 Satz 1 Nr 3 SGB VI und der §§ 54, 55 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) gerügt. Für 

die Feststellung der Versicherungspflicht in der Kranken- und der Rentenversicherung sei 

sie nicht zuständig. Die Klage habe deshalb gegen die Einzugsstelle gerichtet werden 

müssen. Bei den in § 5 Abs 1 Nr 2 SGB V und § 3 Satz 1 Nr 3 SGB VI nicht genannten 

Leistungen bedürfe es für die Anordnung von Versicherungspflicht einer Verweisung auf 

diese Vorschriften oder einer anderen Rechtsgrundlage. 

 

Die Beklagte beantragt, 

das Urteil des LSG vom 19. März 2003 aufzuheben und die Berufung der Klägerin 

gegen den Gerichtsbescheid des SG vom 26. April 2000 zurückzuweisen.  
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Die Klägerin beantragt, 

die Revision der Beklagten zurückzuweisen. 

 

Sie hält das Urteil des LSG für zutreffend. Durch Erstattung freiwilliger Beiträge könne ein 

ausreichender Versicherungsschutz nicht gewährleistet werden. Das Arbeitsamt könne 

einem arbeitslosen Bezieher von Alg oder Arbeitslosenhilfe (Alhi), der in dieser Eigen-

schaft in der Kranken- und Rentenversicherung pflichtversichert sei, nicht eine Maß-

nahme aufzwingen, durch die er die soziale Absicherung verliere.  

 

Die Beigeladenen haben keinen Antrag gestellt und sich zur Sache nicht geäußert.  

 

 

II 

 

Die Revision der Beklagten ist begründet. Das LSG hat zu Unrecht den Gerichtsbescheid 

des SG aufgehoben, den angefochtenen Bescheid in der Gestalt des Widerspruchsbe-

scheides geändert und festgestellt, dass die Klägerin während ihrer freien Förderung in 

der Kranken- und der Rentenversicherung pflichtversichert war. Das LSG durfte die Ver-

sicherungspflicht vor einer Verwaltungsentscheidung eines zuständigen Versicherungs-

trägers nicht feststellen. Das SG hat die Klage auf Zahlung von Pflichtbeiträgen im Er-

gebnis zu Recht abgewiesen. Allerdings war die Klage nicht unbegründet, sondern bereits 

unzulässig. Voraussetzung für die Pflicht zur Zahlung von Beiträgen zur Kranken- und 

Rentenversicherung für einen Bezieher von Leistungen der BA ist dessen Versicherungs- 

und Beitragspflicht. Besteht hierüber Streit, entscheiden die zuständigen Träger der Kran-

ken- und der Rentenversicherung oder bei einer abhängigen Beschäftigung die Einzugs-

stelle durch Verwaltungsakt. Die BA war hier zur Zahlung von Pflichtbeiträgen zur Kran-

ken- und zur Rentenversicherung schon deshalb nicht verpflichtet, weil es an einer Ent-

scheidung der zuständigen Träger zur Versicherungs- und Beitragspflicht fehlt.  

 

1. Personen, die Alg, Uhg und Alhi beziehen, sind in der Krankenversicherung für die Zeit 

eines solchen Leistungsbezuges versicherungspflichtig. Ihre (Pflicht-)Beiträge werden 

nach § 232a SGB V bemessen. Die Beiträge für die Bezieher von Alg und Uhg werden 

von der BA (§ 251 Abs 4a SGB V), die Beiträge für die Bezieher von Alhi vom Bund 

(§ 251 Abs 4 SGB V) getragen. In allen diesen Fällen werden die Beiträge von der BA ge-

zahlt (§ 252 SGB V). Auch in der Rentenversicherung unterliegen die Bezieher von Alg, 

Uhg und Alhi der Versicherungspflicht, dies allerdings nur, wenn sie im letzten Jahr vor 

Beginn der Leistung zuletzt versicherungspflichtig waren (§ 3 Satz 1 Nr 3 SGB VI). Die 

Beiträge der Bezieher von Alg und Uhg werden nach § 166 Abs 1 Nr 2 SGB VI, die Bei-

träge für Bezieher von Alhi nach § 166 Abs 1 Nr 2a SGB VI bemessen. Die Beiträge für 

die Bezieher von Alg und Uhg werden von der BA getragen (§ 170 Abs 1 Nr 2 Buchst b 

SGB VI), diejenigen für die Bezieher von Alhi vom Bund (§ 170 Abs 1 Nr 1 SGB VI). Die 
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Versicherungspflicht in der Kranken- und der Rentenversicherung kann darüber hinaus 

durch den Bezug von Eingliederungshilfe (§§ 418, 421 SGB III) oder Altersübergangsgeld 

(§ 429 SGB III iVm § 249e AFG in seiner zuletzt geltenden Fassung, vgl dazu Peters in 

KasselerKomm, § 5 SGB V RdNr 37, Stand April 2002) begründet werden. Für Personen, 

die Leistungen im Rahmen einer Maßnahme der freien Förderung nach § 10 SGB III er-

halten, ist die Versicherungspflicht in der Kranken- und Rentenversicherung hingegen 

nicht angeordnet. Bezieher von Leistungen der freien Förderung werden weder in § 5 

SGB V noch in § 3 SGB VI genannt.  

 

2. Hält die BA in den Fällen der § 5 Abs 1 Nr 2 SGB V, § 3 Satz 1 Nr 3 SGB VI ihre 

Leistungspflicht (Beitragszahlungspflicht) für gegeben, hat sie diese ebenso zu erfüllen, 

wie Arbeitgeber, die bei unstreitiger Versicherungspflicht und Beitragshöhe den Gesamt-

sozialversicherungsbeitrag für ihre Beschäftigten ohne vorherige Entscheidung der Ein-

zugsstelle zahlen. Besteht jedoch Streit über die Versicherungspflicht in der Kranken- und 

der Rentenversicherung, muss hierüber zunächst die zuständige Stelle entscheiden. 

 

Wird geltend gemacht, die Versicherungs- und Beitragspflicht beruhe auf einer abhängi-

gen Beschäftigung oder einem gleichgestellten Tatbestand (Beschäftigungsversicherung), 

hat gemäß § 28h Abs 2 Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vor-

schriften für die Sozialversicherung (SGB IV) die Einzugsstelle über die Versicherungs-

pflicht, im Rahmen einer Betriebsprüfung ausnahmsweise der Träger der Rentenversiche-

rung (§ 28p Abs 1 Satz 5 SGB IV) zu entscheiden (vgl BSG SozR 4-2400 § 28h Nr 1). Bei 

dem hier vorliegenden Sachverhalt war ein Einzugsstellenverfahren nicht durchzuführen. 

Weder die Klägerin noch die Beklagte haben behauptet, die im Rahmen der freien Förde-

rung durchgeführte Maßnahme der Caritas führe zu einer abhängigen Beschäftigung der 

Klägerin. Das LSG hat dazu auch bindend festgestellt, dass eine abhängige Beschäfti-

gung der Klägerin nicht vorlag.  

 

Hier hatten vielmehr die Träger der Kranken- und der Rentenversicherung über die in ih-

ren Versicherungszweigen angestrebte Pflichtversicherung zu entscheiden. Wird geltend 

gemacht, der Leistungsbezug aus einem Zweig (Arbeitsförderung) führe in anderen Zwei-

gen der Sozialversicherung (Kranken- und Rentenversicherung) zur Versicherungs- und 

Beitragspflicht, entscheiden hierüber die Träger derjenigen Versicherungszweige, bei de-

nen die Versicherungs- und Beitragspflicht bestehen soll (vgl zuletzt Urteil des Senats 

vom 25. März 2004 - B 12 AL 5/03 R - zur Veröffentlichung in SozR vorgesehen, zur Zu-

ständigkeit des Trägers der Rentenversicherung über die Richtigkeit einer Meldung von 

Entgelt zur Rentenversicherung durch die BA). - Ein solcher Fall liegt hier vor. Das LSG 

hat entschieden, bei der Unterhaltsleistung im Rahmen der freien Förderung nach § 10 

SGB III handele es sich um Uhg iS von § 153 SGB III oder zumindest um eine Leistung, 

die angesichts ihrer Zweckbestimmung ebenso wie dieses behandelt werden müsse und 

zur Versicherungspflicht in der Kranken- und der Rentenversicherung führe. Demgemäß 
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war die Entscheidung über die Krankenversicherungspflicht dem Träger der Krankenver-

sicherung (hier: der AOK) und die Entscheidung über die Rentenversicherungspflicht dem 

Träger der Rentenversicherung (hier: der LVA) vorbehalten.  

 

Solche Entscheidungen der zuständigen Träger sind nicht ergangen. Sie hätten sowohl 

von der BA als auch von der Klägerin beantragt werden können. Gegen die Entscheidun-

gen der LVA und der AOK hätte sodann nach Durchführung des Widerspruchsverfahrens 

Anfechtungsklage erhoben werden können, auf die hin nach notwendiger Beiladung der 

für die Beitragstragung zuständigen Stellen (BA bzw Bund) im Rechtsweg der Sozialge-

richtsbarkeit in der Sache zu entscheiden gewesen wäre. Die vom Leistungsbezieher un-

mittelbar erhobene Leistungs- oder Feststellungsklage ist demgegenüber auch nach Bei-

ladung der Krankenkasse und des Rentenversicherungsträgers zur Klärung der genann-

ten Versicherungspflichten nicht geeignet. Für derartige Klagen fehlt es am erforderlichen 

Feststellungs- und Rechtsschutzinteresse. Die verfahrensrechtliche Lage von Leistungs-

beziehern nach § 10 SGB III unterscheidet sich insoweit nicht von derjenigen, in der ein 

angeblicher Arbeitnehmer unmittelbar gegen seinen angeblichen Arbeitgeber auf Fest-

stellung seiner Versicherungs- und Beitragspflicht oder auf Zahlung von Beiträgen klagt 

und an die Einzugsstelle zu verweisen ist. 

 

3. Die Klägerin kann ihr Anliegen auch nicht mit einer Feststellungsklage gegenüber der 

beigeladenen AOK bzw der beigeladenen LVA erreichen. § 75 Abs 5 SGG lässt es hier 

nicht zu, dass gegenüber den beigeladenen Versicherungsträgern festgestellt wird, sie sei 

als Bezieherin von Leistungen nach § 10 SGB III in der Kranken- und der Rentenversiche-

rung versicherungs- und beitragspflichtig. Zwar hat das Bundessozialgericht (BSG) § 75 

Abs 5 SGG über seinen unmittelbaren Anwendungsbereich für Leistungs- und Verpflich-

tungsklagen (vgl "verurteilt werden") in bestimmten Fällen auf Feststellungsklagen über 

die Versicherungs- und Beitragspflicht entsprechend angewandt (vgl BSGE 22, 173, 180 

= SozR Nr 8 zu § 1399 RVO S Aa 11) und der erkennende Senat in seinem Urteil vom 

22. März 2001 (SozR 3-2600 § 3 Nr 5 S 8 ff) einen erst im Revisionsverfahren gestellten 

Antrag, die Versicherungs- und Beitragspflicht einer nicht erwerbsmäßig tätigen Pflege-

person gegenüber dem beigeladenen Rentenversicherungsträger festzustellen, als zuläs-

sig angesehen. In diesem Fall hatte jedoch zuvor die Pflegekasse eine entsprechende 

Entscheidung durch Verwaltungsakt erlassen, ohne dass zu diesem Zeitpunkt schon ge-

klärt war, ob hierfür der Träger der Rentenversicherung oder die Pflegekasse zuständig 

ist. Klarheit brachte insoweit erst das Urteil des Senats vom 22. März 2001 (BSG SozR 

3-2600 § 3 Nr 5 S 8).  

 

Im vorliegenden Verfahren fehlt es an einer derartigen Entscheidung der beklagten BA. 

Zwar ist die BA in dem angefochtenen Bescheid davon ausgegangen, dass die Klägerin 

auf Grund der Bezuges von Leistungen nach § 10 SGB III nicht der Versicherungspflicht 

in der Kranken- und der Rentenversicherung unterlag. Dem angefochtenen Bescheid ist 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 - 
 

 
 

ein entsprechender Verfügungssatz (verbindliche Ablehnung der Versicherungs- und Bei-

tragspflicht) jedoch nicht zu entnehmen. Ein Verwaltungsverfahren über die Versiche-

rungspflicht der Klägerin in der Kranken- und der Rentenversicherung war somit nicht, 

auch nicht von einem unzuständigen Träger durchgeführt worden. In vergleichbaren Fäl-

len hat der Senat § 75 Abs 5 SGG nicht angewandt und die Feststellung der Versiche-

rungspflicht gegenüber den beigeladenen Versicherungsträgern nicht erwogen. Der Senat 

hat es vielmehr als unzulässig angesehen, das gesetzlich zwingend vorgeschriebene 

Verwaltungsverfahren vor der zuständigen Stelle durch eine unmittelbare Feststellungs-

klage gegen den zur Beitragstragung Verpflichteten zu umgehen (vgl BSG Urteil vom 

25. März 2004 - B 12 AL 5/03 R - zur Veröffentlichung vorgesehen). Aber selbst wenn die 

BA im angefochtenen Bescheid insoweit kompetenzwidrig eine Regelung zur Versiche-

rungs- und Beitragspflicht in der Kranken- und der Rentenversicherung getroffen hätte, 

könnte eine Sachentscheidung nicht getroffen werden. Das gesetzlich vorgeschriebene 

Verwaltungsverfahren zur Feststellung der Versicherungspflicht in der Kranken- und der 

Rentenversicherung ist nicht nur eine Formalie. Vielmehr sollen durch Anhörungs- und 

Beteiligungsrechte sowie Ermittlungspflichten des Versicherungsträgers die Rechte und 

Pflichten der Versicherten in einer formalisierten und damit nachvollziehbaren Entschei-

dungsfindung festgestellt und damit letztlich die Rechtsstaatlichkeit des Verwaltungshan-

delns gewährleistet werden (vgl BSG Urteil vom 25. März 2004 - B 12 AL 5/03 R - mwN, 

zur Veröffentlichung vorgesehen). 

 

Der Senat konnte daher im vorliegenden Verfahren über die Versicherungspflicht in der 

Krankenversicherung und in der Rentenversicherung während der Maßnahme der freien 

Förderung in der Sache nicht entscheiden. Entscheidungen der beigeladenen AOK oder 

der beigeladenen LVA, die gerichtlich überprüft werden könnten, liegen bislang nicht vor 

und können auch nach § 75 Abs 5 SGG nicht als entbehrlich angesehen werden. Ob die 

Klägerin ihr Anliegen gegenüber den Trägern der Krankenversicherung und der Renten-

versicherung weiterverfolgen will, muss ihr überlassen bleiben. Die Begründung von ge-

setzlich nicht geregelten Versicherungspflichten im Wege von Analogien, wie sie das LSG 

vorgenommen hat, begegnet allerdings im Allgemeinen erheblichen Bedenken, weil Ver-

sicherungspflichten klar geregelt und erkennbar sein müssen. Dieses kann dafür spre-

chen, dass die Begründung von Versicherungspflichten bei Maßnahmen der freien Förde-

rung durch die BA eine entsprechende gesetzliche Regelung voraussetzt. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Abs 1 und 4 SGG in der bis zum 1. Januar 

2002 geltenden und hier noch anzuwendenden Fassung (vgl BSG SozR 3-2500 § 116 

Nr 24 S 115 ff).  
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